
postdemokratischer	Zustände	zukommt,	habe
dabei	aber	übersehen,	dass	manche	Elemente
des	Feminismus	eben	jene	eigene	politische
Agenda	dieser	Klassen	darstellen.

Zwischen	diesen	drei	Irrtümern	besteht	ein
Zusammenhang.	Zu	Anfang	des
21.	Jahrhunderts	konnte	man	wie
selbstverständlich	von	der	Vitalität	der
verfassungsmäßigen	Ordnung	ausgehen,	die
die	Demokratie	schützt	–	und	zugleich	die
postdemokratischen	Verhältnisse	als
demokratische	erscheinen	lässt.	Inzwischen
jedoch	haben	die	in	Europa,	den	USA	und
anderswo	zu	einiger	Prominenz	gelangten
fremdenfeindlichen	Bewegungen	deutlich
gemacht,	dass	sie	die	Unabhängigkeit	von
Institutionen	wie	Justiz,	Rechtsstaat	und
Parlament	keineswegs	für	unantastbar	halten.
Da	diese	Bewegungen	hauptsächlich	der



politischen	Rechten	angehören,	sind	es	jetzt
eher	die	Parteien	der	Mitte	und	der	Linken,
die	diese	Institutionen	verteidigen.	Mit	Blick
auf	die	Vergangenheit	mag	verwundern,	dass
die	Linke	die	Verfassung	gegen	eine	Rechte
in	Schutz	nimmt,	die	diese	Rolle	stets	für	sich
beanspruchte;	auch	das	ein	Zeichen	dafür,
wie	sehr	sich	die	Politik	verändert	hat.	Zudem
vertreten	xenophobe	Bewegungen	nicht	nur
die	Angst	vor	und	den	Hass	gegenüber
Fremden,	sondern	auch	einen	von
Pessimismus	und	Nostalgie	getriebenen
umfassenden	Kulturkonservatismus,	der	die
Entwicklungen	etwa	auf	dem	Gebiet	der
Emanzipation	ablehnt.	Infolgedessen	werden
Bewegungen,	die	zumindest	teilweise
feministische	Ideen	vertreten,	auch	über
Emanzipationsfragen	hinaus	zu	ihren
Hauptgegnern.	Ich	hoffe,	diese



Fehleinschätzungen	im	Verlauf	des
vorliegenden	Buches	korrigieren	zu	können.

In	anderer	Hinsicht	erscheint
Postdemokratie	heute	weniger	fehlerbehaftet
als	veraltet.	Das	Buch	beginnt	mit	einer
Darstellung	der	Selbstzufriedenheit	der
Demokraten,	die	zur	Zeit	der	Niederschrift	in
vielen	Teilen	der	Welt	herrschte.	Damals
bestimmte	noch	immer	Francis	Fukuyamas
Bestseller	Das	Ende	der	Geschichte	(1992)	das
Denken,	in	dem	der	Autor	die	liberale
kapitalistische	Demokratie	als	Gipfel
menschlicher	institutioneller
Errungenschaften	pries.	Erst	viele	Jahre	später
warnte	Peter	Mair	in	The	Hollowing	of
Western	Democracy	(2013)	vor	einer
»Aushöhlung«	der	westlichen	Demokratie,
bevor	es	2018	zu	einer	regelrechten	Flut
entsprechender	Veröffentlichungen	kam:	How



Democracy	Ends	von	David	Runciman	(dt.	So
endet	die	Demokratie,	2020),	How	Democracies
Die	von	Steven	Levitsky	und	Daniel	Ziblatt
(dt.	Wie	Demokratien	sterben,	2018),	Robert
Kuttners	Can	Democracy	Survive	Global
Capitalism?	(Kann	die	Demokratie	den
globalen	Kapitalismus	überleben?)	und	Nancy
MacLeans	Democracy	in	Chains	(Demokratie
in	Ketten).	Dem	von	der	Economist
Intelligence	Unit	der	Wochenzeitung	The
Economist	erstellten	jährlichen
»Demokratieindex«	zufolge	lebten	2006,	als
dieser	Index	erstmals	erschien,	rund
13	Prozent	der	Weltbevölkerung	in
»uneingeschränkt	funktionierenden
Demokratien«.	2017	waren	es	nur	noch
4,5	Prozent	(Economist	Intelligence	Unit
2006ff.).

Zudem	schrieb	ich	das	Buch	vor	der



Finanzkrise	2008,	die	eines	meiner	zentralen
Argumente	belegte:	dass	infolge	der
Lobbytätigkeit	globaler	Konzerne	eine
deregulierte	Wirtschaft	entstanden	war,	die
es	sich	leisten	konnte,	die	Interessen	aller
anderen	Gesellschaftsgruppen	zu	ignorieren.
Allerdings	hatte	ich	den	ganz	besonderen
Platz,	den	der	Finanzsektor	innerhalb	der
kapitalistischen	Interessenlage	einnimmt,	und
die	besonderen	Herausforderungen,	die	sich
daraus	für	die	Demokratie	ergeben,	noch
nicht	ausreichend	würdigen	können.

Zwei	Jahre	später	lieferte	die	Eurokrise
eindrucksvolle	Beispiele	für	eine
Postdemokratie	in	Aktion,	als	man	die
Parlamente	Griechenlands	und	Italiens	vor	die
Wahl	stellte,	entweder	vom	Internationalen
Währungsfonds,	der	Europäischen
Zentralbank,	der	Europäischen	Kommission


